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A. Einleitung

Die gemeinsame Handelspolitik der Europäischen Unionstellt eine Erfolgsgeschich-
te dar. Es ist den Mitgliedstaaten in eindrücklicher Weise gelungen, in der Aussen-
wirtschaftspolitik die Kräfte zu bündeln und ihre gemeinsamen Handelsinteressen
auf der globalen Bühne wirkungsvoll zu vertreten. Dabei handelt es sich um einen
der wenigen Politikbereiche, in dem die Union internationalals einheitlicher Akteur
auftritt und ihre (wirtschafts-) politische Macht und Reputation in die Waagschale
werfen kann. Die Vertretung im GATT 1947 bzw. in der WTOstellt ein anschauli-
ches Beispiel dar. Obwohl es sich dabei traditionell um eine gemischte Mitglied-
schaft handelt, nimmt in der Praxis seit jeher allein die Kommission die Interessen
der Union undihrer Mitgliedstaaten wahr.

Gleichwohl erwies sich das seit 1957 nur unwesentlich und kosmetisch angepasste
vertragliche Fundament der gemeinsamen Handelspolitik — anfänglich Art. 113
EWGV,seit Amsterdam Art. 133 EGV — mit Blick auf die Weiterentwicklung des
multilateralen Handelssystems (WTO) und den Abschluss von bilateralen Handels-
abkommen zunehmend als schwerfällig. Die bei den Mitgliedstaaten verbliebenen
Kompetenzen erschwerten den zügigen Abschluss neuer Abkommen. Die Federfüh-
rung durch die Kommission (Verhandlungen) und den Rat (Abschluss) unter Aus-
schluss des Parlaments wurde aus demokratietheoretischer Sicht als problematisch
beurteilt. Seit Mitte der 1990er Jahre wurde regelmässig über eine Neuregelung der
Kompetenzen und Verfahren debattiert und verhandelt. Die Vertragsänderungen von
Amsterdam (1997) und Nizza (2001) lieferten diesbezüglich enttäuschende Resulta-
te. Schliesslich entschied der gestützt auf die Erklärung von Laeken (2001) mit der
Ausarbeitung eines Verfassungsentwurfs betraute Konvent, sich auch mit der Revisi-
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on der gemeinsamen Handelspolitik zu befassen.' Die vom Konvent vorgeschlage-
nen Änderungen der Bestimmungen zur gemeinsamen Handelspolitik wurden im
Rahmen der nachfolgenden EU-Regierungskonferenzen mehrheitlich akzeptiert und
punktuell ergänzt. Nach der Ablehnung des Verfassungsvertrags in den Volksbefra-
gungen in Frankreich und in den Niederlanden (2005) wurden die Bestimmungenzur
gemeinsamen Handelspolitik nahezu unverändert in den Lissabonvertrag über-
nommen.” Neu finden sich die vereinheitlichten Bestimmungen über das auswärtige
Handeln der Union im Allgemeinen sowohl im EUV als auch im AEUV. Die Rege-
lung der gemeinsamen Handelspolitik verbleibt im „vergemeinschafteten“ AEUV:

Art. 21 und 22 EUV enthalten allgemeine Bestimmungen über das auswärti-
ge Handeln der Union. Art. 21 EUV formuliert überaus ambitionierte Grund-
sätze europäischer Aussenpolitik, welche als normative Leitmaximen das
Handeln der Organe auf internationaler Ebene in sämtlichen Politikbereichen
bestimmen undgleichzeitig die Zielbestimmung von Art. 3 Abs. 5 EUV kon-
kretisieren. Dazu gehören Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte,
Menschenwürde, Gleichheit, Solidarität sowie die Grundsätze der UNO-

Charta und des Völkerrechts. Inspiriert werden diese Grundsätze und Ziele
von den Gründungsideen der europäischen Integration selber; gleichzeitig
verwirklichen sie die Vorgaben der Erklärung von Laeken über die Rolle Eu-
ropas in einer globalisierten Welt.” Art. 22 EUV ermöglicht dem Europäi-
schen Rat, die strategischen Interessen und Ziele der Union durch Beschlüsse
thematisch oder regional weiter zu konkretisieren. Art. 23 ff. EUV enthältbe-
sondere Bestimmungen über die Gemeinsame Aussen- und Sicherheitspolitik
(GASP).
Der Fünfte Teil des AEUV fasst seinerseits die relevanten Bestimmungen
zum auswärtigen Handeln der Union zusammen. Er verweist für die Hand-
lungsgrundsätze auf die einschlägigen Bestimmungen des EUV (Art. 21 und
22 EUV), regelt die primär externen Politikfelder (gemeinsame Handelspoli-
tik, Entwicklungszusammenarbeit, wirtschaftliche, finanzielle und technische
Zusammenarbeit mit Drittländern, humanitäre Hilfe, restriktive Massnahmen)
und enthält allgemeine Vorschriften über die Vertragsschlusskompetenz(Art.
216 AEUV), das Vertragsschlussverfahren (Art. 218 AEUV) und die Bezie-
hungen zu internationalen Organisationen (Art. 220 AEUV). Diese Vorschrif-
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Erklärung von Lacken: Zur Zukunft der Europäischen Union, Erklärung des Europäi-
schen Rates vom 15. Dezember 2001.
Siehe zur Verhandlungsgeschichte der Neuregelung der gemeinsamen Handelspolitik im
Rahmen des Verfassungsvertrags bzw. des Lissabonvertrags Klemens H. Fischer, Der
Vertrag von Lissabon, 2. Aufl. 2010, 360 ff.; Christoph Herrmann, Die Aussenhandels-
dimension des Binnenmarktes im Verfassungsentwurf — von der Zoll- zur Weltord-
nungspolitik, EuR 2004, Beiheft 3, 175, 186 ff.; Horst Günter Krenzler/Christian Pit-
schas, Die gemeinsame Handelspolitik nach dem Entwurf des Europäischen Verfas-
sungsvertrags — ein Schritt in die richtige Richtung, RIW 2005, 801, 801 £.; Jörg Monar,
Die gemeinsame Handelspolitik der Europäischen Union im EU-Verfassungsvertrag:
Fortschritte mit einigen neuen Fragezeichen, Aussenwirtschaft 2005, 99, 100; Rudolf
Streinz/Christoph Ohler/Christoph Herrmann, Der Vertrag von Lissabon zur Reform der
EU: Einführung mit Synopse, 2010, 129 f£., 149.
Streinz/Ohler/Herrmann (Fn. 2), 133.
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ten schaffen für sämtliche Aussenbeziehungen der Union — mit Ausnahme der

GASP, welche weiterhin im EUV geregelt wird (Art. 23 ff. EUV), sowie der

Nachbarschaftspolitik (Art. 8 EUV) — einen kohärenten Rahmen.

. Art. 21 und 22 EUV sowie die allgemeinen Vorschriften des Fünften Teils

des AEUV gelten ebenso für die gemeinsame Handelspolitik. Sie findet ihre

vertragliche Fundierung neu in Art. 206 und 207 AEUV. Diese Bestimmun-

gen entsprechen — von geringfügigen redaktionellen Anpassungen abgesehen

— weitgehend der bereits im Verfassungsvertrag vorgeschlagenen Regelung

zur gemeinsamen Handelspolitik (Art. III-314 und II-315). Strukturell und

systematisch beruhen sie auf den bis anhin geltenden Art. 131 und 133 EGV.’

Inhaltlich zeichnen sie sich durch weitreichende Neuerungenaus.

Der vorliegende Beitrag thematisiert diese Neuerungen im Bereich der gemeinsa-

men Handelspolitik.” Zum einen umfasst die gemeinsame Handelspolitik neu nicht

nur den Warenverkehr, sondern auch den Dienstleistungsverkehr, die Handelsaspekte

des geistigen Eigentums sowie die ausländischen Direktinvestitionen. Das nachfol-

gende Kapitel B. stellt die Grundzüge der gemeinsamen Handelspolitik dar und

nimmt Bezug auf diese Änderungen. Zum anderen stärkt der Lissabonvertrag die

Stellung des europäischen Parlaments in den Aussenbeziehungen. Das europäische

Parlamentverfügt im Rahmen der gemeinsamen Handelspolitik neu über substantiel-

le Informations-, Zustimmungs- und Anhörungsrechte. Darum geht es im Kapitel C.

(vertragliche Handelspolitik) und Kapitel D. (autonome Handelspolitik). Ein Epilog

(E.) rundet die Ausführungenab.

B. Gemeinsame Handelspolitik im Überblick

Dieses Kapitel stellt die Grundzüge der gemeinsamen Handelspolitik dar. Die Uni-

onsverträge bekennen sich ausdrücklich zu einer liberalen Handelspolitik. Dieser

Grundsatz ist rechtlich verbindlich und begleitet die Unionsorgane bei der weiteren

Ausgestaltung und Konkretisierung der gemeinsamen Handelspolitik als programma-

tisches Leitbild (I.). Während die Unionsverträge weiterhin darauf verzichten, den

Begriff der gemeinsamen Handelspolitik ausdrücklich zu definieren, wurde ihr Um-

fang mit Inkrafttreten des Lissabonvertrags wesentlich erweitert. Neu umfasst die

gemeinsame Handelspolitik den Handel mit Waren und Dienstleistungen, die Han-

delsaspekte des geistigen Eigentums sowie ausländische Direktinvestitionen (II.).

Art. 3 Abs. 1 lit. e AEUV bestimmtausdrücklich, dass die gemeinsame Handelspoli-

tik in die ausschliessliche Zuständigkeit der Union fällt. Die bis anhin geltende ge-

mischte Zuständigkeit und Verantwortungentfällt (III.). Als Instrumentarium für die

Operationalisierung der gemeinsamen Handelspolitik in spezifischen Sachbereichen

zählt Art. 207 AEUV einige typische Massnahmenauf. Dabei wird zwischen völker-

 

Demgegenüber wurden die obsoleten Vorschriften über die Vereinheitlichung der Aus-

fuhrbeihilfen (Art. 132 EGV) sowie über die Verhinderung der Verlagerung von Han-

delsströmen (Art. 134 EGV)ersatzlos gestrichen.

Der Beitrag wurde anfangs April 2011 abgeschlossen. Spätere Entwicklungen wurden

nicht mehr berücksichtigt.

383



Die gemeinsame Handelspolitik und das europäische Parlament
 

 

rechtlichen Verpflichtungen der Union (vertragliche Handelspolitik) und unionsin-

ternen Regelungen (autonome Handelspolitik) unterschieden (TV.)

I. Bekenntnis zu einer liberalen Handelspolitik

Die Unionsverträge verpflichten die Organe auf eine weltoffene und liberale Han-

delspolitik. Gemäss Art. 3 Abs. 5 EUV leistet die Union einen Beitrag „zu freiem

und gerechtem Handel“. Art. 21 Abs. 2 lit. e EUV verpflichtet die Union zur Förde-

rung der „Integration aller Länder in die Weltwirtschaft [...], unter anderem auch

durch den schrittweisen Abbau internationaler Handelshemmnisse“. Gemäss Art. 206

AEUV, welcher die Ziele der Handelspolitik benennt, trägt die Union durch die

Schaffung einer Zollunion im gemeinsamen Interesse „zur harmonischen Entwick-
lung des Welthandels, zur schrittweisen Beseitigung der Beschränkungen im interna-
tionalen Handelsverkehr und bei den ausländischen Direktinvestitionen sowie zum
Abbau der Zollschranken und anderer Schranken bei“.° Die unionsrechtliche Selbst-
verpflichtung zu einer weltoffenen Handelspolitik geht historisch auf Ludwig Erhard
zurück, welcher die Berufung auf dieses Prinzip im Rahmen der Vertragsverhand-
lungen zur Gründung der EWG 1956/1957 — mit einem Seitenblick auf das GATT
1947 - mit Nachdruck verfochten hatte.’ Heute widerspiegelt sie das Interesse der
stark exportorientierten europäischen Wirtschaft an einem florierenden internationa-

len Handel mit Gütern und Dienstleistungen.
Art. 206 AEUV stellt eine rechtlich verbindliche, programmatische Vorgabedar.
Im Mittelpunkt steht das Bestreben, günstige Rahmenbedingungen für die Export-
wirtschaft und für die auf Einfuhren angewiesenen EU-Unternehmen wie auch für
die Konsumentinnen und Konsumenten zu schaffen. Gleichzeitig ist es — zur Verfol-
gung weiterer unionsrechtlich anerkannter Aufgaben und Ziele sowie zur Sicherung
eines „fairen“ Welthandels — den Organen nicht verwehrt, protektionistische und

marktabschottende Massnahmen zu ergreifen, wenn dies den Unionsinteressen ent-

 

Das Bekenntnis für eine liberale Aussenwirtschaftspolitik gilt — obwohl sich Art. 206
AEUV primär auf die „Schaffung einer Zollunion“ bezieht - zweifelsohne allgemein für
die gemeinsame Handelspolitik, siehe Kathrin Osteneck, in: Jürgen Schwarze (Hrsg.),
EU-Kommentar, 2. Aufl. 2009, Art. 131 Rz. 2. Mit der Formulierung,einen Beitrag „im
gemeinsamen Interesse zur harmonischen Entwicklung des Welthandels“ beizutragen,
wird überdies Bezug genommen auf Art. XXIV Abs. 5 lit. aGATT 1994 und die WTO-

rechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung einer Zollunion, dazu Matthias Oesch, Re-
gionale Integration Schweiz — Europäische Union und die Welthandelsorganisation

(WTO), in: Fritz Breuss/Thomas Cottier/Peter-Christian Müller-Graff (Hrsg.), Die
Schweiz im europäischen Integrationsprozess, 2008, 207, 214 ff.

Thomas Oppermann/Claus Dieter Classen/Martin Nettesheim, Europarecht, 4. Aufl.
2009, $ 40 Rz. 13.
Ebenso Roland Bieber/Astrid Epiney/Marcel Haag, Die Europäische Union: Europarecht

und Politik, 9. Aufl. 2011, $ 34 Rz. 2; Michael Hahn, in: Christian Calliess/Matthias
Ruffert (Hrsg.), EUV/EGV-Kommentar, 3. Aufl. 2007, Art. 131 Rz. 4 ff; Osteneck

(Fn. 6), Art. 131 Rz. 4; zum Ganzen auch Jacques J.H. Bourgeois, in: Hans von der
Groeben/Jürgen Schwarze (Hrsg.), Kommentar zum Vertrag über die Europäische Union

und Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, 6. Aufl. 2003, Art. 131

Rz. 8.
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spricht.” Diesbezüglich verfügen die Organe über einen weiten Gestaltungsspiel-
raum.!® Vereinzelt hat der EuGH die Vereinbarkeit von handelspolitischen Schutz-

massnahmen mit der Zielvorgabe von Art. 206 AEUV (bzw. Art. 131 EGV) über-

prüft, ohne allerdings je eine Massnahmeals unzulässig erklärt zu haben.!! Entspre-

chend „zahnlos“ ist die rechtliche Verbindlichkeit der programmatischen Vorgabe in

der Praxis. Individuen ist es aufgrund der fehlenden Justiziabilität von Art. 206

AEUV ohnehin verwehrt, aus der normativen Zielvorgabe unmittelbar Rechte abzu-
leiten. Dies gilt sowohl für Unionsbürgerinnen und Unionsbürger bzw. Unternehmen

mit Sitz in einem EU-Mitgliedstaat als auch für exportinteressierte Individuen und
Unternehmen in Drittstaaten.

Beim Erlass autonomer handelspolitischer Massnahmen bzw. beim Abschluss ent-

sprechender völkerrechtlicher Abkommen hat die Union gemäss Art. 205 und Art.

207 Abs. 1 AEUV ausdrücklich die Grundsätze und Ziele des auswärtigen Han-

delns der Union im Allgemeinen (Art. 21 f. EUV) zu berücksichtigen.'? Diese pro-

grammatische Verpflichtung wurde mit dem Lissabonvertrag in den AEUV aufge-

nommen und bezweckt, die gemeinsame Handelspolitik stärker als bis anhin aufall-

gemeine aussenpolitische Grundsätze wie Demokratie, Menschenrechte und Rechts-

staatlichkeit auszurichten. Ob und in welchem Ausmass diese Verpflichtung die ge-

meinsame Handelspolitik (welche bereits bis anhin werteorientiert war und keines-

wegs allein ökonomischen Gesichtspunkten unterlag) „politisiert“ und ihre konkrete
Ausgestaltung beeinflusst, wird sich in der Praxis weisen müssen.'?

1. Begriff und Umfang der gemeinsamen Handelspolitik

Der Begriff der gemeinsamen Handelspolitik wird im AEUV nicht ausdrücklich de-
finiert. Art. 207 Abs. 1 AEUV beschränkt sich darauf, den Anwendungsbereich mit

der illustrativen Aufzählung typischer Regelungsbereiche und Instrumente anzudeu-

 

Vgl. EuGH, Rs. 112/80, Dürbeck, Sig. 1981, 1095, Rz. 44; EuGH Rs. C-150/94, Verei-
nigtes Königreich/Rat, Sig. 1998, 1-7235, Rz. 67; EuGH, Rs. C-284/94, Spanien/Rat,

Sig. 1998, 1-7309, Rz. 33.
Daniel-Erasmus Khan, in: EUV/AEUV-Kommentar, 5. Aufl. 2010, Art. 206 Rz.3.

EuGH, Rs. 112/80, Dürbeck, Sig. 1981, 1095, Rz. 44; EuGH, Rs. 245/81, Edeka,
Sig. 1982, 2745, Rz. 21 ff.; Osteneck (Fn. 6), Art. 131 Rz. 4.

12 5.0. A.
Vgl. zum potentiellen Spannungsverhältnis zwischen der GASP und der gemeinsamen
Handelspolitik etwa Waldemar Hummer, in: Christoph Vedder/Wolff Heintschel von

Heinegg (Hrsg.), Europäischer Verfassungsvertrag: Kommentar, 2007, Art. III-315
Rz.2 ff.; Khan (Fn. 10), Art. 207 Rz. 1; Christian Tietje, Die Aussenwirtschaftsverfas-

sung der EU nach dem Vertrag von Lissabon, Beiträge zum Transnationalen Wirtschafts-
recht (BTWR) Nr. 83, 2009, 19£.; Krenzler/Pitschas (Fn. 2), 803, darauf hinweisend,

dass die Mehrfachhut-Lösung der Hohen Vertreterin für die GASP (als Leiterin der
GASP, als Vizepräsidentin der Kommission, als Kommissarin für die Aussenbeziehun-

gen und als Vorsitzende im Rat der auswärtigen Angelegenheiten) ein erhebliches Poten-
tial für „Interessenkonflikte“ birgt und zu einer „institutionellen Zerreissprobe“ führen

kann; gemäss Monar (Fn. 2), 116, werden „Rollenkonflikte, Friktionen und gelegentli-

che Verwirrungenbei internationalen Partnern [...] hier fast unvermeidlich sein“,
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ten.'* Gleichwohl brachte der Lissabonvertrag mit der Neufassung von Art. 206 und
207 AEUV eine grundlegende Klärung und Weiterentwicklung in Bezug auf den
sachlichen Umfang der gemeinsamen Handelspolitik. Neu umfasst die gemeinsame
Handelspolitik nicht nur den Warenhandel, sondern auch den Dienstleistungshan-
del und die Handelsaspekte des geistigen Eigentums in vollem Umfang.!” Damit
setzt der Lissabonvertrag die evolutionäre Entwicklung der gemeinsamen Handels-
politik fort. Während der Warenverkehr mit Drittstaaten mit der Schaffung der Zoll-
union 1958-1968 „vergemeinschaftet“ wurde und traditionell in die gemeinsame

Handelspolitik fällt, wurden die beiden letztgenannten Regelungsbereiche bis anhin
nur teilweise vom Begriff der gemeinsamen Handelspolitik erfasst. Gemäss dem
Gutachten 1/94 des EuGH (WTO-Gutachten) wurden nur solche Dienstleistungen
von Art. 113 bzw. 133 EGV erfasst, deren Erbringung ohne Grenzübertritt von Per-
sonen erfolgte.'° Im Bereich des geistigen Eigentums war Art. 113 bzw. 133 EGV
nur auf Regelungen zum Verbot des Inverkehrbringens nachgeahmter Waren an-
wendbar.'’ Im Nachgang zu dieser engen Auslegung des Begriffs der gemeinsamen
Handelspolitik durch den EuGH versuchten die Mitgliedstaaten, den Regelungsbe-
reich von Art. 113 bzw. 133 EGV in Amsterdam und Nizza neu zu fassen. Dieses
Unterfangen misslang. Zum einen konnte man sich nurauf eineteilweise Integration
des Dienstleistungshandels und der Handelsaspekte des geistigen Eigentums in die
gemeinsame Handelspolitik einigen (gewisse sensible Bereiche verblieben in der
gemischten Zuständigkeit der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten), zum anderen
resultierte die Uneinigkeit der Mitgliedstaaten über den Einbezug des Dienstleis-
tungshandels und der Handelsaspekte des geistigen Eigentumsschliesslich in sprach-
lich schwerfälligen, für Laien kaum verständlichen Kompromissformulierungen —
kurzum: Art. 133 EGV mutierte zu einem „juristischen Monstrum“.'® Als gänzlich
neues Element wird die gemeinsame Handelspolitik zudem um ausländische Di-
rektinvestitionen ergänzt.'” Demgegenüber bleibt die Regulierung im Bereich des
internationalen Verkehrs dem Anwendungsbereich der gemeinsamen Handelspolitik
weiterhin ausdrücklich entzogen (Art. 207 Abs. 5 AEUV).? Diesgilt sowohl für den

 

Diese Auflistung ist nicht abschliessend („insbesondere“) und infolgedessen entwick-
lungsoffen, vgl. EuGH, Gutachten 1/78, Naturkautschuk-Übereinkommen, Sig. 1979,
2871, Rz. 45, EuGH, Rs. 45/86, Kommission/Rat, Sig. 1987, 1493, Rz. 19.
Dazu Christian Pitschas, Der Handel mit Dienstleistungen, in: Christoph Herr-
mann/Horst G. Krenzler/Rudolf Streinz (Hrsg.), Die Aussenwirtschaftspolitik der Euro-
päischen Union nach dem Verfassungsvertrag, 2006, 99 ££.; Til Müller-Ibold, Handels-
aspekte geistigen Eigentums sowie Investitionen, in: Christoph Herrmann/Horst G.
Krenzler/Rudolf Streinz (Hrsg.), Die Aussenwirtschaftspolitik der Europäischen Union
nach dem Verfassungsvertrag, 2006, 117 ff.
EuGH,Gutachten 1/94, WTO-Gutachten, Sig. 1995, I-5267, Rz. 44, 47.
EuGH, Gutachten 1/94, WTO-Gutachten, Sig. 1995, I-5267, Rz. 55.
Herrmann (Fn. 2), 176; vgl. für die Neufassungen von Art. 113 bzw. 133 EGV mit den
Verträgen von Amsterdam und Nizza etwa Bourgeois (Fn. 8), Art. 133 Rz. 12; Hahn
(Fn. 8), Art. 133 Rz. 68 ff; Osteneck (Fn. 6), Art. 133 Rz. 6 ff; Öpper-
mann/Classen/Nettesheim (Fn. 7), $ 40 Rz. 16 ff.
Vgl. zum Begriff ausländischer Direktinvestitionen etwa Krenzler/Pitschas (Fn. 2),
805 f.; Tietje (Fn. 13), 13 ff.
Der EuGH hat wiederholt festgestellt, dass internationale Abkommen auf dem Gebiet
des Verkehrs nicht unter die gemeinsame Handelspolitik, sondern unter die gemeinsame

20
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Erlass autonomer Regelungen als auch für den Abschluss internationaler Abkom-

men. Diesbezüglich sind die besonderen Bestimmungen über die gemeinsame Ver-
kehrspolitik gemäss Art. 90 ff. AEUV bzw. das Vertragsschlussverfahren gemäss

Art. 218 AEUV einschlägig.

Die primärrechtliche Klärung und Erweiterung in Bezug auf den Umfang der ge-

meinsamen Handelspolitik ist zweifelsohne zu begrüssen. Die Stellung der Union als
gewichtiger und einflussreicher (Verhandlungs-) Partner auf dem Parkett der Han-

delsdiplomatie wird gestärkt. Die neue Rechtslage reflektiert den Umstand, dass eine

moderne Aussenwirtschaftspolitik weit über klassische Marktzugangsfragen im

Warenverkehr hinausreicht. Die Union bzw.ihre Mitgliedstaaten stehen im internati-

onalen Dienstleistungshandel weltweit an der Spitze. Im Jahr 2006 stammten 27.3%

aller Dienstleistungsexporte aus der Union; 24% aller Dienstleistungsimporte wurden
in die Union bzw. in ihre Mitgliedstaaten eingeführt.” Ähnliches gilt für ausländi-
sche Direktinvestitionen. Im Jahr 2006 flossen 40.7% aller ausländischen Direktin-

vestitionen in die Union bzw.in ihre Mitgliedstaaten; 51.5% aller ausländischen Di-
rektinvestitionen wurden von Kapitalgebern mit Sitz in der Union bzw.in ihren Mit-

gliedstaaten geleistet.”” Der Einbezug dieser Sachbereiche in die gemeinsame Han-
delspolitik ermöglicht es der Union, sich mit einer — gewichtigen! — Stimme an der

Gestaltung der internationalen Handels- und Wirtschaftspolitik zu beteiligen, aktiv

an der Aushandlung und am Abschluss von handelsliberalisierenden Vertragswerken

mitzuwirken und damit prominent vom fortlaufenden Prozess der wirtschaftlichen
Globalisierung zu profitieren.”

III. Ausschliessliche Unionskompetenz

Die gemeinsame Handelspolitik fällt in die ausschliessliche Zuständigkeit der Union.

Dies folgt aus Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 3 Abs. 1 lit. e AEUV, welche die gemeinsa-
me Handelspolitik ausdrücklich denjenigen Politikbereichen zuordnen, in denen die

Union über die ausschliessliche Kompetenz zum gesetzgeberischen Tätigwerden und
zum Erlass verbindlicher Rechtsakte verfügt. Im Gegensatz zu Art. 133 EGV, wel-

cher für gewisse Sachbereiche des Dienstleistungshandels und des Schutzes des geis-
tigen Eigentums eine gemischte Zuständigkeit zwischen der Gemeinschaft und den

Mitgliedstaaten vorsah, besitzen die Mitgliedstaaten im Rahmen der gemeinsamen

Handelspolitik gestützt auf Art. 207 AEUV keine originäre Rechtssetzungskompe-

 

Verkehrspolitik fallen, EuGH, Gutachten 1/94, WTO-Gutachten, Sig. 1995, 1-5267,

Rz. 48; EuGH, Rs. 22/70, AETR, Sig. 1971, 263, Rz. 12.
Trade Policy Review Report: European Union, Report by the Secretariat, 8 June 2009,
WT/TPR/S/214/Rev.1, 11.
Trade Policy Review Report: European Union, Report by the Secretariat, 8 June 2009,

WT/TPR/S/214/Rev.1, 12.
Siehe zum Anspruch der Union, sich vermehrt umfassend um aussenwirtschaftliche

Themata zu kümmern, auch Tietje (Fn. 13), 8, mit Verweis auf entsprechende Kommis-
sionsprogramme; Jan Bohanes, The European Communities‘ Common Commercial Po-
licy — A View from the Outside, in: Stefan Kadelbach (Hrsg.), Die Aussenbeziehungen

der Europäischen Union, 2006, 69, 81 ff.
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tenz mehr.”* Sie können nurmehr gesetzgeberisch tätig werden und verbindliche
Rechtsakte erlassen, wenn sie von der Union hierzu spezifisch ermächtigt werden,
oder um Rechtsakte der Union durchzuführen.” Art. 346 Abs. 1 AEUVsieht zudem
eine Ausnahme zugunsten mitgliedstaatlicher Massnahmen im Bereich der Produkti-
on und des Handels mit Waffen, Munition und Kriegsmaterial vor.
Die ausschliessliche Kompetenz erstreckt sich auf alle Sachbereiche, welche gemäss
Art. 207 AEUV unter die gemeinsame Handelspolitik fallen. Dazu gehören — wie
oben dargestellt — in vollem Umfang der Waren- und Dienstleistungsverkehr, Han-
delsaspekte des geistigen Eigentums sowie ausländische Direktinvestitionen.”° Als
„Kompromiss“ verlangt Art. 207 Abs. 4 AEUV, dass der Rat über die Aushandlung
und den Abschluss eines Abkommens über den Dienstleistungsverkehr, über Han-

delsaspekte des geistigen Eigentums oder über ausländische Direktinvestitionen ein-
stimmig entscheidet, wenn das betreffende Abkommen Bestimmungen enthält, bei
denen für die Annahme interner Vorschriften Einstimmigkeit erforderlich ist. Mit
dieser Vorschrift wird die Parallelität der inneren und äusseren Zuständigkeiten der
Union gewährleistet. Zusätzlich sieht Art. 207 Abs. 4 AEUV spezifische Einstim-
migkeitserfordernisse für besonders sensible Sektoren vor (Handel mit kulturellen
und audiovisuellen Dienstleistungen, wenn diese Abkommen die kulturelle und
sprachliche Vielfalt in der Union beeinträchtigen, Handel mit Dienstleistungen des
Sozial-, des Bildungs- und des Gesundheitssektors, wenn diese Abkommendie ein-
zelstaatliche Organisation dieser Dienstleistungen ernsthaft stören und die Verant-
wortlichkeit der Mitgliedstaaten für ihre Erbringung beeinträchtigen können).”’ Mit
dem Erfordernis der Einstimmigkeit behalten die Mitgliedstaaten in diesen Bereichen

 

a Vgl. zur ausschliesslichen (Warenverkehr) bzw. gemischten (gewisse Bereiche des
Dienstleistungsverkehrs und der Handelsaspekte des geistigen Eigentums) Zuständigkeit

unter Art. 113 bzw. 133 EGV etwa EuGH, Gutachten 1/75, Lokale Kosten, Sig. 1975,
1355; EuGH Rs. 41/76, Donckerwolcke, Sig. 1976, 1921, Rz. 31/37; EuGH, Gutachten
1/94, WTO-Gutachten, Sig. 1995, 1-5267, Rz. 44, 55; Bourgeois (Fn. 8), Art. 133 Rz. 29;
Thomas Cottier/Matthias Oesch, International Trade Regulation: Law and Policy in the
WTO, the EU and Switzerland, 2005, 238 f£.; Osteneck (Fn. 6), Art. 133 Rz. 25 ff.;
Streinz/Ohler/Herrmann (Fn. 2), 150 £., Christoph Vedder/Stefan Lorenzmeier, in: Eber-
hard Grabitz/Meinhard Hilf {Hrsg.), Das Recht der Europäischen Union, Kommentar,
Stand Mai 2008, Art. 133 Rz. 11.
Die ausschliessliche Kompetenz der Union schliesst die Ausübung der Mitgliedschafts-
rechte der Mitgliedstaaten in internationalen Organisationen allerdings nicht aus, Bie-
ber/Epiney/Haag (Fn. 8), $ 34 Rz. 16.

Probleme bereitet die Übertragung der ausschliesslichen Kompetenz auf die Union vor
allem im Bereich der ausländischen Direktinvestitionen. Unklar ist etwa das rechtliche

Schicksal der rund 1‘300 bilateralen Investitionsschutzabkommen, welche die Mitglied-
staaten mit Drittstaaten abgeschlossen haben, dazu Tietje (Fn. 13), 13 ff.

Während sich alle Mitgliedstaaten einig sein müssen, dass ein Abkommen über den

Handel mit kulturellen und audiovisuellen Dienstleistungen „die kulturelle und sprachli-

che Vielfalt in der Union beeinträchtigen“ könnte (Art. 207 Abs.4 lit. a AEUV,),liegt die

Beurteilung, ob ein Abkommen über den Handei mit Dienstleistungen des Sozial-, Bil-
dungs- und Gesundheitssektors „die einzelstaatliche Organisation dieser Dienstleistun-

gen ernsthaft stören und die Verantwortlichkeit der Mitgliedstaaten für ihre Erbringung

beeinträchtigen“ könnte, bei jedem Mitgliedstaat allein (Art. 207 Abs. 4 lit. b AEUV);
Khan (Fn. 10), Art. 207 Rz. 27; Krenzler/Pitschas (Fn. 2), 808 £.
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das Letztentscheidungsrecht und können den Abschluss unliebsamer Abkommen mit

ihrem Veto blockieren.
Art. 207 Abs. 6 AEUV benennt für die Ausübung der ausschliesslichen Zuständig-

keiten im Bereich der gemeinsamen Handelspolitik ausdrücklich Schranken. Damit
wird das Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung (Art. 5 EUV) spezifisch mit
Blick auf die gemeinsame Handelspolitik wiederholt und konkretisiert. Demnach
darf das regulatorische Handeln der Union in der gemeinsamen Handelspolitik keine

Auswirkungen auf die Abgrenzung der Zuständigkeiten zwischen der Union und den
Mitgliedstaaten haben.”® Diese Kompetenzausübungsschrankeist vor allem in denje-

nigen Bereichen relevant, in denen die Union kraft Art. 207 AEUV zwar über eine

umfassende Zuständigkeit zur Regelung der gemeinsamen Handelspolitik verfügt,

eine analoge interne Regelungskompetenz aber fehlt. Art. 207 Abs. 6 AEUV hält

weiter ausdrücklich fest, dass Massnahmen im Bereich der gemeinsamen Handelspo-
litik nicht zu einer Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten führen

dürfen, soweit eine solche Harmonisierung in den Verträgen ausgeschlossenist. Die-
ses Harmonisierungsverbot kann vor allem in denjenigen Bereichen Bedeutung er-

langen, in denen die Union gemäss Art. 6 AEUV lediglich zur Unterstützung, Koor-

dinierung oder Ergänzung der Massnahmen der Mitgliedstaaten tätig werden darf.

Dies gilt etwa für das Gesundheitswesen, die Kultur, die allgemeine und berufliche

Bildung oder den Tourismus.”

IV. Instrumentarium der gemeinsamen Handelspolitik

Art. 207 AEUV legt die „Grundsätze der gemeinsamen Handelspolitik“ fest. Die-

se Bestimmungverpflichtet die Union, ihre Aussenwirtschaftspolitik „nach einheitli-

chen Grundsätzen“ auszugestalten. Gleichzeitig verzichtet sie darauf, die Instrumente
der gemeinsamen Handelspolitik zu definieren. Art. 207 Abs. 1 AEUV benenntbei-

spielhaft — nicht abschliessend - einige typische handelspolitische Massnahmen (Än-

derung von Zollsätzen, Abschluss von Zoll- und Handelsabkommen, Vereinheitli-

chung der Liberalisierungsmassnahmen, Ausfuhrpolitik und handelspolitische

Schutzmassnahmen). Solche Massnahmen können sowohl in völkerrechtlichen Ver-

pflichtungen der Union (vertragliche Handelspolitik) als auch in unionsinternen Re-

gelungen (autonome Handelspolitik) bestehen.

. Im Rahmen der vertraglichen Handelspolitik hat die Union eine nahezu
unübersehbare Vielzahl von bi-, pluri- und multilateralen, präferentiellen und

nicht-präferentiellen, umfassenden und sektoralen Handelsabkommen mit

Drittstaaten oder Staatenverbindungen geschlossen.’ Es gibt kaum noch
 

28 Siehe dazu auch Hummer (Fn. 13), Art. 111-315 Rz. 32 ff., der zu Recht darauf hinweist,

dass dabei auch die stillschweigenden (ausschliesslichen) externen Kompetenzen der

Union zu beachten sind (vgl. Art. 3 Abs. 2 AEUV, der die AETR-Rechtsprechung des
EuGH kodifiziert).

Hummer (Fn. 13), Art. 11-315 Rz. 36 ff.
<http://ec.europa.eu/trade/creating-opportunities/bilateral-relations> (zuletzt besucht am
1.4.2011) bietet eine Übersicht über die Handelsbeziehungen der EU mit Drittstaaten;
dazu etwa Bourgeois (Fn. 8), Art. 133 Rz. 147 ff., Hahn (Fn. 8), Art. 133 Rz. 151 ff.;
Oppermann/Classen/Nettesheim (Fn. 7), 8 40 Rz. 71 ff., Osteneck (Fn. 6), Art. 133
Rz. 200 ff.,; Vedder/Lorenzmeier (Fn. 24), Art. 133 Rz. 249 ff. Zur Definition von Han-

29

30

389



 

Die gemeinsame Handelspolitik und das europäische Parlament
 

Staaten, mit denen die EU keine entsprechenden Vertragsbeziehungen unter-
hält.
Im Zentrum des engmaschigen Vertragsnetzes der Union steht das umfassen-
de Regelwerk der WTO, das gestützt auf die drei Pfeiler des Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommens (GATT 1994), des Allgemeinen Abkommens
über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) und des Abkommens über
handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums (TRIPS-
Abkommen) eine umfassende Grundordnung mit zunehmend universellem
Charakter darstellt. Freihandels- und Rohstoffabkommen sowie weitere (Ko-
operations-) Abkommen und Zielvereinbarungen über die (punktuelle) Ge-
währung von Marktzugang ergänzen das multilaterale System. Diverse Asso-
ziierungsabkommen, welche ihre Rechtsgrundlage üblicherweise in Art. 217
AEUV finden, enthalten Handelsregelungen und -zugeständnisse. Dies gilt
etwa für das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) von
1992 wie auch für die sieben bilateralen Abkommen zwischen der Schweiz
und der Europäischen Gemeinschaft von 1999 („Bilaterale I“).
Gegenstand der autonomen Handelspolitik bilden Rechtsakte, welche allein
durch die Unionsorgane erlassen werden. Sie bedürfen keiner Mitwirkung
durch andere Völkerrechtssubjekte. In der Praxis handelt es sich um Akte,
mittels derer der Aussenhandel im „völkerrechtsfreien“ Bereich reguliert

werden soll, sowie um Akte zur unionsinternen Um- und Durchsetzung von
völkerrechtlichen Abkommen.”
Das autonome EU-Aussenwirtschaftsrecht ist ausserordentlich komplex und —
zumindest dort, wo die Mitgliedstaaten überhaupt noch über eine gewisse
Rechtsetzungskompetenz verfügen — mit den nationalen Aussenwirtschaftsre-
gimes eng verwoben. Gemäss Art. I der Verordnung 260/2009 über die ge-
meinsame Einfuhrregelung gilt der Grundsatz der Einfuhrfreiheit. Dieser
Grundsatz wird allerdings mannigfaltig durchbrochen.” Art. 207 Abs. I
AEUV erwähnt ausdrücklich die Änderung von Zollsätzen sowie handelspoli-

tische Schutzmassnahmen im Fall von Dumping oder ungerechtfertigten Sub-
ventionen. Damit wird bezweckt, unfaire Handelspraktiken von Drittstaaten
bzw. ausländischen Unternehmen auszugleichen undein level playingfield zu
bewahren.”” Auch für Ausfuhren gilt gemäss Art. 1 der Verordnung
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delsabkommen Matthias Oesch, Commercial Treaties, in: Max Planck Encyclopedia of

Public International Law, 2009.
Khan (Fn. 10), Art. 207 Rz. 20.
Siehe für eine Übersicht über die Praxis der autonomen Handelspolitik Hahn (Fn. 8),
Art. 133 Rz. 132 ff.,;, Oppermann/Classen/Nettesheim (Fn. 7), $ 40 Rz. 27 ff.; Ved-
der/Lorenzmeier (Fn. 24), Art. 133 Rz. 170ff.

Vgl. Verordnung 1225/2009 über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur

Europäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern sowie Verordnung 597/2009 über den

Schutz gegen subventionierte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehö-
renden Ländern; diese beiden Verordnungen setzen im Wesentlichen die Vorgaben des

WTO-Rechts um; Verordnung 3286/94 zur Festlegung der Verfahren der Gemeinschaft
im Bereich der gemeinsamen Handelspolitik zur Ausübung der Rechte der Gemeinschaft
nach internationalen Handelsregeln, insbesondere den im Rahmen der WTOvereinbarten
Regeln (sog. Handelshemmnisverordnung bzw. „Trade Barriers Regulation“), dazu
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1061/2009 zur Festlegung einer gemeinsamen Ausfuhrregelung die Ausfuhr-
freiheit. In diesem Bereich existieren kaum Ausnahmen (restriktive Mass-
nahmen 1.S.v. Wirtschaftssanktionen, Massnahmen zum Schutz der öffentli-
chen Ordnung bzw. zur Versorgung mit wichtigen Gütern, bestimmte Kultur-
und Dual Use-Güter sowie radioaktive Abfälle).

Art. 207 AEUV enthält umfassende kompetenz- und verfahrensrechtliche Bestim-
mungen zur Aushandlung und zum Abschluss von Handelsabkommen bzw. zum
Erlass von autonomen Massnahmen. Im Folgenden werden die einschlägigen Zu-
ständigkeiten und Verfahren — das Vertragsschlussverfahren im Rahmender vertrag-
lichen Handelspolitik (C.) und das ordentliche Gesetzgebungsverfahren im Rahmen
der autonomen Handelspolitik (D.) — skizziert. Der Schwerpunktliegt dabei in der
Darstellung und Bewertung der Beteiligung des europäischen Parlaments.

C.  Vertragliche Handelspolitik

Das Verfahren für die Aushandlung und den Abschluss internationaler Abkommen
wird allgemein in Art. 218 AEUV geregelt. Art. 207 Abs. 3 und 4 AEUV enthält als
lex specialis besondere, davon abweichende Bestimmungen für die gemeinsame
Handelspolitik. In weiten Teilen folgt das Vertragsschlussverfahren im Rahmen der
gemeinsamen Handelspolitik dabei den bisherigen Vorschriften gemäss Art. 133
Abs. 3-5 i.V.m. Art. 300 EGV. Wesentliche Änderungenbetreffen vor allem die Be-
teıligung des Parlaments, welches neu über substantielle Informations-, Zustim-
mungs- und Anhörungsrechte verfügt.

I.  Vertragsschlussverfahren

Der Rat ermächtigt die Kommission zur Aufnahme von Verhandlungen. Dies ge-
schieht gestützt auf Empfehlungen, welche die Kommission dem Rat vorlegt. Ge-
stützt auf allfällige Richtlinien, welche der Rat der Kommissionerteilen kann, führt
die Kommission sodann die Verhandlungen. In Abweichung von Art. 218 Abs. 3
AEUV sichert Art. 207 Abs. 3 AEUV der Kommission auch weiterhin die aus-
schliessliche Organkompetenz für die Verhandlungsführung zu.” Gleichzeitig stellt
Art. 207 Abs. 3 AEUV sicher, dass der Rat angemessenin die Verhandlungen invol-
viert wird. Die Verhandlungsführung durch die Kommission erfolgt „im Benehmen
mit einem zu ihrer Unterstützung vom Rat bestellten Sonderausschuss“. Dabei han-
delt es sich um den sog. „207er-Ausschuss“ (früher: „133er-Ausschuss“), den die
Kommission regelmässig über den Stand der Verhandlungen informieren muss. Der
207er-Ausschuss nimmt eine beratende Funktion wahr. Darüber hinaus kommt ihm
die Aufgabe zu, die Einhaltung der vom Rat allenfalls formulierten Richtlinien zu
kontrollieren.” Mit dem 207er-Ausschuss eröffnet sich den Mitgliedstaaten indirekt

 

Christoph Herrmann/Walther Michl, Grundzüge des europäischen Aussenwirtschafts-
rechts, ZEuS 2008, 81, 128 ff.
Stefan Hobe, Europarecht, 5. Aufl. 2010, $ 26 Rz. 9, Streinz/Ohler/Herrmann (Fn. 2),
153.
Hummer(Fa. 13), Art. II-315 Rz. 15; Krenzler/Pitschas (Fn. 2), 810.
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die Möglichkeit, auf den Gang der Verhandlungen einzuwirken. Art. 207 Abs. 3

AEUV integriert erstmals auch das europäische Parlament formell in die Aushand-

lung von Handelsabkommen. Die Kommission ist verpflichtet, dem europäischen

Parlament „regelmässig Bericht über den Stand der Verhandlungen“ zu erstatten.ss

Vorrangiger Ansprechpartner der Kommission wird dabei der Ausschuss für interna-

tionalen Handel (Committee on International Trade, INTA) sein. Die Pflicht der

Kommission, dem Parlament bzw. dem zuständigen Ausschuss regelmässig über den

Stand der Verhandlungen zu berichten, wird den Informationsfluss und -gehalt ver-

bessern.” Auch für die allgemeine Öffentlichkeit könnten die Verhandlungen, wel-

che im Rahmen der klassischen Handelsdiplomatie seit jeher und grundsätzlich sys-
temisch bedingt vertraulich geführt werden, dadurch an Transparenz gewinnen. Im
Gegensatz zum Rat, welcher der Kommission verbindliche Richtlinien für die Ver-
handlungsführungerteilen kann, beschränkt sich die Beteiligung des Parlaments zu-
mindest formell allerdings darauf, „passiv“ informiert zu werden. Die Möglichkeit,

aktiv auf die Verhandlungen Einfluss zu nehmen, besteht gemäss Art. 207 Abs. 3
AEUV nicht.” Nach erfolgreicher Beendigung der Verhandlungenerlässt der Rat auf
Vorschlag des Verhandlungsführers gemäss Art. 218 Abs. 5 AEUV einen Beschluss,

mit der er die Unterzeichnung des Abkommens und gegebenenfalls deren vorläufige

Anwendung vor dem Inkrafttreten genehmigt.
Gemäss Art. 218 Abs. 6 AEUV hat der Rat vor dem Beschluss über den Abschluss

eines Abkommens (mit Ausnahme derjenigen, welche ausschliesslich die GASP be-
treffen) zwingend das europäische Parlament zu befassen. Art. 218 Abs. 6 AEUV
sieht je nach Natur und Inhalt des Abkommens die Zustimmung bzw. Anhörung

des Parlaments vor. In Bezug auf Handelsabkommenist insbesondere Art. 218 Abs.
6 lit. a) v) AEUV von Bedeutung. Gemäss dieser Bestimmung bedarf der Beschluss
des Rates über den Abschluss eines Abkommens der vorgängigen Zustimmung des
Parlaments, sofern das AbkommenBereichebetrifft, „für die entweder das ordentli-

che Gesetzgebungsverfahren oder, wenn die Zustimmung des Europäischen Parla-
ments erforderlich ist, das besondere Gesetzgebungsverfahren gilt.“ Sofern die tat-
bestandlichen Voraussetzungen von Art. 218 Abs. 6 lit. a) AEUV nicht erfüllt sind
und infolgedessen keine Zustimmung des Parlaments erforderlich ist, muss der Rat
das Parlament gemäss Art. 218 Abs. 6 lit. b) AEUV wenigstens anhören. Obwohl

Art. 207 Abs. 4 AEUV als lex specialis eine spezifische Bestimmung zur Beschluss-

fassung des Rates enthält und die allfällige Beteiligung des Parlaments nicht mehr
ausdrücklich erwähnt (und damit zumindest theoretisch argumentiert werden kann,

 

36 Bis anhin unterrichteten die Kommission und der Rat das Parlament bzw. dessen betrof-

fene Ausschüsse regelmässig „offiziös“ über den Stand von Verhandlungen (sog. „Luns

Westerterp-Verfahren“);, dazu etwa Stefan Krauss, Parlamentarisierung der europäischen
Aussenpolitik, 2000, 54 ff.; Micha W.J. Wirtz, Das Europäische Parlament als aussenpo-

litischer Akteur, 2009, 150 ff. Darüber hinausliess sich das Parlament zu Verhandlungen

regelmässig vernehmen, ohne dazu formell berufen zu sein, Vedder/Lorenzmeier
(Fn. 24), Art. 133 Rz. 124 ff.

#7 Monar (Fn. 2), 111.
»s De facto verfügt das Parlament (bzw. der Ausschuss für internationalen Handel) natür-

lich bereits während der Verhandlungen über erhebliche Einflussmöglichkeiten, da es

seine spätere Zustimmung von der Erfüllung gewisser Bedingungen abhängig machen
kann.
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die parlamentarischen Beteiligungsrechte seien beim Abschluss von Handelsabkom-

men e contrario nicht einschlägig), geht der weit überwiegende Teil der Lehre zu

Recht davon aus, dass das Zustimmungs- bzw. Anhörungsrecht des Parlaments ge-

mäss Art. 218 Abs. 6 AEUV auch beim Abschluss von Handelsabkommen gestützt
auf Art. 207 AEUV umfassend zu beachten ist.’” Diese Lesart entspricht dem aus-

drücklichen Willen des Verfassungskonvents, die parlamentarische Beteiligung beim

Abschluss von Handelsabkommen zu verbessern.”” Da die einschlägigen Bestim-

mungendes Verfassungsvertrags (Art. III-315 Abs. 3 und 4 i.V.m. Art. III-325 Abs.

6) inhaltlich unverändert in den Lissabonvertrag übertragen wurden,bleibt diese ra-
tio legis auch für die Auslegung von Art. 207 Abs. 3 und 4 i.V.m. Art. 218 Abs. 6
AEUV erhellend. Sofern auch nur ein gewisser Teil des Vertragsinhalts eines Han-

delsabkommens unionsintern vom ordentlichen oder besonderen Gesetzgebungsver-

fahren erfasst würde (würde die Vertragsmaterie nicht völkerrechtlich, sondern uni-

onsintern geregelt), bedarf der Abschluss des Abkommensfolglich der Zustimmung
des Parlaments.” Es sind kaum Konstellationen denkbar, in denen ein geplantes

Handelsabkommen diese Voraussetzung nicht erfüllt.” Damit wird das Erfordernis
der Zustimmung des Europäischen Parlaments zum Abschluss von Handelsabkom-
men zum Regelfall.

Sofern das Parlament seine Zustimmungerteilt hat bzw. angehört wurde, beschliesst

der Rat über den Abschluss des Abkommens. Dies geschieht gemäss Art. 207 Abs.
4 AEUV grundsätzlich mit qualifizierter Mehrheit. Als lex specialis entscheidet der
Rat einstimmig über den Abschluss eines Abkommens über den Dienstleistungsver-

kehr, über Handelsaspekte des geistigen Eigentums oder über ausländische Direktin-
vestitionen, wenn das Abkommen Bestimmungen enthält, bei denen für die Annah-

me interner Vorschriften Einstimmigkeit erforderlich ist. Zusätzlich sieht Art. 207

Abs. 4 AEUV spezifische Einstimmigkeitserfordernisse für besonders sensible Sek-

 

= So (z.T. allerdings in Bezug auf die gleichlautenden Bestimmungen des Verfassungsver-
trags) Marc Bungenberg, Aussenbeziehungen und Aussenhandelspolitik, EuR 2009,

Beiheft 1, 195, 212; Marise Cremona, The Draft Constitutiona! Treaty: External Relati-

ons and External Action, CMLR 2003, 1347, 1364; Hobe (Fn. 34), $ 26 Rz. 9; Hummer

(Fn. 13), Art. IN-315 Rz. 16; Khan (Fn. 10), Art. 207 Rz. 24, 28; Krenzler/Pitschas
(Fn. 2), 810; Osteneck (Fn. 6), Art. 133 Rz. 44; Streinz/Ohler/Herrmann (zit. Fn. 2),
153 £.; Tierje (Fn. 13), 13; Integrationsbüro EDA/EVD, Hintergrundinformationen zum
Lissabon-Vertrag (Völkerrechtstag 2010 vom 17. September 2010), 3; differenziert Mar-
kus Krajewski, Das institutionelle Gleichgewicht in den auswärtigen Beziehungen, in:

Christoph Herrmann/Horst G. Krenzler/Rudolf Streinz (Hrsg.), Die Aussenwirtschafis-
politik der Europäischen Union nach dem Verfassungsvertrag, 2006, 63, 70 £f.; a.M. of-

fenbar Bieber/Epiney/Haag (Fn. 8), $ 33 Rz. 22; Fischer (Fn. 2), 363, Daniel Thym, Par-
lamentsfreier Raum? Das Europäische Parlament in der Aussen- und Sicherheitspeolitik,
in: Andreas Maurer/Dietmar Nickel (Hrsg.), Das Europäische Parlament, 2005, 211, 213
Fn. 10. Auch das Parlament ging bereits vor Inkrafttreten des Lissabonvertrags davon
aus, zum Abschluss von Handelsabkommen inskünftig zustimmen zu müssen, vgl. Ent-
schliessung des Parlaments vom 24. April 2008 zum Freihandelsabkommen zwischen
der EG und dem Golfkooperationsrat (GCC), P6_TA(2008)0181, Rz. 27.

Krajewski (Fn. 39), 73 f.
Hummer(Fn. 13), Art. II-315 Rz.17.
Vgl. Krenzler/Pitschas (Fn. 2), 810, welche als Beispiel etwa Abkommennennen, wel-
che mengenmässige Beschränkungen im Handel mit Nichtmitgliedern der WTO (etwa
im Stahl- oder Textilbereich) festlegen.
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toren vor (Handel mit kulturellen und audiovisuellen Dienstleistungen, wenn diese
Abkommen die kulturelle und sprachliche Vielfalt in der Union beeinträchtigen,
Handel mit Dienstleistungen des Sozial-, des Bildungs- und des Gesundheitssektors,

wenn diese Abkommen die einzelstaatliche Organisation dieser Dienstleistungen
ernsthaft stören und die Verantwortlichkeit der Mitgliedstaaten für ihre Erbringung
beeinträchtigen können).”” Der Beschluss über den Abschluss eines Abkommens
durch den Rat stellt gleichzeitig den völkerrechtlichen Ratifikationsakt seitens der
Union dar.’* Das Abkommen wird zu einem integrierenden Bestandteil des Unions-
rechts und ist gemäss Art. 216 Abs. 2 AEUV für die Organe der Union und ihre Mit-
gliedstaaten gleichermassen verbindlich.”

H. Insbesondere: Beteiligung des Europäischen Parlaments

Das europäische Parlament verfügt im Rahmen der gemeinsamen Handelspolitik neu
über substantielle Informations-, Zustimmungs- und Anhörungsrechte. Art. 207 Abs.
3 1.V.m. Art. 218 Abs. 6 AEUV betritt diesbezüglich Neuland. Die Kommissionist
verpflichtet, dem Parlament regelmässig Bericht über den Stand der Verhandlungen
zu erstatten. Das Erfordernis der Zustimmung des Europäischen Parlaments zum
Abschluss von Handelsabkommen wird zum Regelfall. Ausnahmsweise besteht zu-
mindest die Verpflichtung, das Parlament anzuhören.
Die neue Rechtslage bricht mit der weitherum als unbefriedigend und rückständig
betrachteten „Allein-Doppelherrschaft“ der Kommission und des Rates in der ge-
meinsamen Handelspolitik. Das Parlament als „Vertretung der Unionsbürgerinnen
und Unionsbürger“ (Art. 14 Abs. 2 EUV)tritt als neuer Akteur auf die Bühne der
Handelsdiplomatie. Während das Parlament bei der Initiierung von Verhandlungen
(Federführung durch den Rat — auf Empfehlung der Kommission) wie auch während
der Verhandlungen selber (Federführung durch die Kommission — nach Massgabe
allfälliger Richtlinien durch den Rat) zumindest formell weiterhin in der passiven
Rolle des Informationsempfängers verbleibt, hat die Notwendigkeit seiner Zustim-
mung zum Abschluss von Abkommen weitreichende Konsequenzen. Das Parlament
wird bei der Entscheidung über den Abschluss von Handelsabkommen zum gleich-
berechtigten Partner. Es verfügt über ein ex post-Kontrollrecht und damit de facto
über ein Vetorecht; es kann den Abschluss eines unliebsamen Abkommens ohne wei-

tere Begründung verhindern. Damit hat sich das Vertragsschlussverfahren der Union
— zumindest in Bezug auf die Zustimmung zum „fertigen“ Verhandlungsergebnis -
zu einem Zweikammersystem entwickelt. Die Beteiligung des Parlaments beim Ab-
schluss von Handelsabkommen erhöht die demokratische Legitimation der völker-
rechtlichen Verträge der Union." Die Aufwertung des Parlaments ist demokratiethe-
oretisch umso bedeutsamer, wie die gemeinsame Handelspolitik seit Lissabon um-
fassend in die ausschliessliche Zuständigkeit der Union fällt und Handelsabkommen
im Regelfall folglich nicht mehr als gemischte Abkommen abgeschlossen werden.
Damit entfällt die parlamentarische Beteiligung der mitgliedstaatlichen Parlamente —
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Siehe dazu oben B.II.
Oppermann/Classen/Nettesheim (Fn. 7), $ 38 Rz. 48.

Siehe dazu EuGH, Rs. 181/73, Haegemann, Sig. 1974, 449, Rz. 2/6.
Krajewski (Fn. 39), 74.
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und der Einbezug des Parlaments auf europäischer Ebene gleicht den Verlust an de-
mokratischer Einflussnahme in den mitgliedstaatlichen Hauptstädten wieder aus.“
Aus einer verfassungsvergleichenden Perspektive ähnelt die Stellung des europäi-

schen Parlaments im Gewaltengefüge desinstitutionellen Gleichgewichts zwischen

Rat, Kommission, Parlament und Gerichtshof in der gemeinsamen Handelspolitik

zumindest auf den ersten Blick derjenigen von nationalstaatlichen Parlamenten im

Rahmen von checks and balances zwischen Exekutive, Legislative und Judikative.
Ein Seitenblick auf die Schweiz illustriert dies anschaulich: Die Vorbereitung von

Verhandlungen (Verhandlungsmandat) und die eigentliche Verhandlungsführung

liegen in der Schweiz allein in den Händen der Exekutive. Die aussenpolitischen
Kommissionen (APK) des National- und Ständerates werden informiert und konsul-

tiert, ohne aber über ein formelles Mitspracherecht zu verfügen.” Dasfertig ausge-
handelte Vertragswerk muss schliesslich von der Bundesversammlung genehmigt
werden.“ Trotz dieser „Letztentscheidung“ des Parlamentsliegt die Rechtsgestaltung

bei der Aushandlung völkerrechtlicher Verträge defacto vorwiegend in den Händen

des Bundesrates und der verantwortlichen Delegationschefs aus der Verwaltung.”

Das Parlament (oder der Souverän im Rahmen des Staatsvertragsreferendums) mu-
tiert zuweilen zum blossen Vollzugsorgan bei der Genehmigung und Umsetzung von

Staatsvertragsrecht.”' Dies zeigt sich besonders deutlich bei der Verabschiedung von
Vertragspaketen (sog. package deals). Hier besteht keine eigentliche Einflussnahme

der Bundesversammlung mehr. Die Genehmigungs- und Kontrolifunktion beschränkt
sich auf die Annahme oder Ablehnung eines in sich geschlossenen und bezüglich
Rechten und Pflichten sorgfältig ausbalancierten Vertragswerks. Vor diesem Hinter-

grund stellt sich die Frage, ob das europäische Parlament in ähnlich passiver Weise
die Funktion eines blossen „Akklamationsgremiums‘“ wahrnehmen wird oder ob es

sich als konstruktiv mitgestaltender und engagierter co-legislator zu etablieren ver-
sucht. Die zwei folgenden Erwägungen sprechen tendenziell dafür, dass das Parla-

ment künftig eine durchaus aktive und selbstbewusste Rolle übernehmen wird:
. Zwischen dem europäischen Parlament und der Kommission besteht eine

ungleich grössere politische Unabhängigkeit, als dies normalerweise zwi-

schen nationalstaatlichen Parlamenten und ihren Regierungen der Fall ist.

 

“ Siehe zur Zustimmung mitgliedstaatlicher Parlamente „als zweite Säule“ der demokrati-
schen Legitimation völkerrechtlicher Abkommen (vor Lissabon) Krajewski (Fn. 39),
Taf.
Art. 152 des Bundesgesetzes vom 13. Dezember 2002 über die Bundesversammlung
(Parlamentsgesetz, ParlG, SR 171.10).

Art. 166 Abs. 2 der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom
18. April 1999 (BV, SR 101).
Ausführlich dazu Silvio Arioli, Der Unterhändler als Gesetzgeber, in: Mario A. Cor-
ti/Peter Ziegler (Hrsg.), Diplomatische Negoziation, Festschrift für Franz A. Blankart,
2. Aufl. 1998, 239, 245ff.
Siehe dazu etwa Thomas Cottier, The Impact from Without: International Law and the
Structure of Federal Governmentin Switzerland, in: Peter Knoepfel/Wolf Linder (Hrsg.),
Verwaltung, Regierung und Verfassung im Wandel, Gedächtnisschrift für Raimund E.
Germann, 2000, 213 ff.; Matthias Oesch, Gewaltenteilung und Rechtsschutz im schwei-

zerischen Aussenwirtschaftsrecht, ZBI 2004, 285, 288 ff., Rene Rhinow/Markus Schefer,

Schweizerisches Verfassungsrecht, 2. Aufl. 2009, Rz. 3665, welche von einem „beträcht-

lichen Demokratieverlust‘“ gegenüber der landesinternen Rechtsetzung sprechen.
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Während es sich nationale Parlamente aus (partei-)Jpolitischen Gründen

grundsätzlich nur in Ausnahmefällen leisten können,fertig ausgehandelten

Abkommen die Zustimmung zu verweigern und damit die „eigene“ Regie-

rung zu desavouieren,ist das politische System und institutionelle Gleichge-

wicht in der Union weniger darauf ausgelegt, dass das Parlament bei der ex

post-Kontrolle von Handelsabkommen auf die Kommission (und den Rat)

Rücksicht nimmt.” Die Zusammensetzung und Legitimation der Kommission

beruht nicht primär auf Parlaments Gnaden.” Dasselbe gilt für ihre politische

Glaubwürdigkeit. Die Hemmschwelle für das europäische Parlament, ein un-

liebsames Handelsabkommen „abzuschiessen“, dürfte folglich wohl weniger

hoch sein als dies in parlamentarischen Demokratien europäischen Zuschnitts

der Fallist.
Das europäische Parlament hat in den vergangenen zwei Jahrzehnten nicht

gezögert, Assoziierungsabkommen bzw. ergänzenden Protokollen zu solchen

Abkommen die Zustimmung zu verweigern, wenn der Inhalt nicht seinen Er-

wartungen entsprach.”* Im Vorfeld des Inkrafttretens des Lissabonvertrags hat

das Parlament wiederholt darauf hingewiesen, dass es auch in Zukunft nur

dann gewillt ist, Handelsabkommen zuzustimmen, wenn das Verhandlungs-

ergebnis in den Grundzügen seinen Vorstellungen einer zeitgemässen Aus-

sen- und Aussenwirtschaftspolitik entspricht. In einer Entschliessung vom 14.

Februar 2006 betont das Parlament, „dass es nicht länger bereitist, neuen in-

ternationalen Vereinbarungen, die keine Menschenrechts- und Demokratie-

klausel enthalten, seine Zustimmung zu erteilen“.”° Gemäss einer Entschlies-

sung vom 24. April 2008 hält das Parlament mit Blick auf das geplante Frei-

handelsabkommen mit dem Golfkooperationsrat (GCC) „durchsetzbare Men-

schenrechtsklauseln für einen massgeblichen Bestandteil von Freihandelsab-

kommen mit einem Land oder einer Region, die als Aussetzungsklausel in

das Abkommen aufgenommen werden soliten.‘“° Weiter vertritt es „die An-
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So auch Krajewski (Fn. 39), 75, der zudem daraufhinweist, dass im Vergleich verschie-

dener Parlamente in parlamentarischen Systemen wohl einzig der US Kongress überei-

nen nennenswerten Einfluss auf die Gestaltung der Aussenwirtschaftspolitik verfügt.

Gemäss Art. 17 Abs. 7 EUV wählt das Parlament den Präsidenten der Kommission auf

Vorschlag des Rates. Die Ernennung der übrigen Mitglieder erfolgt durch den Rat ge-

stützt auf den Vorschlag des gewählten Präsidenten (auf der Grundlage der Vorschläge

der Mitgliedstaaten). Das Parlament stimmt der Kommission in globo zu, bevor der Rat

die Kommission schliesslich formell ernannt. Gemäss Art. 17 Abs. 8 EUV ist die Kom-

mission als Kollegium dem Parlament verantwortlich. Dieses kann der Kommission das

Misstrauen aussprechen. Diesfalls muss die Kommission geschlossen demissionieren.

Meinhard Hilf/Frank Schorkopf, Das Europäische Parlament in den Aussenbeziehungen

der Europäischen Union, EuR 1999, 185, 197 ff., mit Verweis auf die entsprechenden

Ablehnungsentscheide. Der Abschluss von Assoziierungsabkommen musste gemäss

Art. 300 Abs. 3 i.V.m. Art. 310 EGV bereits vor Inkrafttreten des Lissabonvertrags auch

vom Parlament formell akzeptiert werden.
Entschliessung des Parlaments vom 14. Februar 2006, Die Menschenrechts- und Demo-

kratieklauseln in EU-Abkommen, P6_TA(2006)0056, Rz. 10; allg. zur Rolle des Europä-

ischen Parlaments in der Menschenrechtspolitik Wirtz (Fn. 36), 175 ff.
Entschliessung des Parlaments vom 24. April 2008 zum Freihandelsabkommen zwischen

der EG und dem Golfkooperationsrat (GCC), P6_TA(2008)0181, Rz. 17.
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sicht, dass ein ehrgeiziges Kapitel zur nachhaltigen Entwicklung ein wesent-

licher Bestandteil des Abkommensist“.°” In einer weiteren Entschliessung

vom 24. April 2008 begrüsst das Parlament „eine tiefgreifende Reform der

WTO“; es fordert unter anderem den verstärkten Einbezug von Menschen-

rechtsbestimmungen, Sozial- und Umweltstandards in das multilaterale Han-

delssystem.”® Diese Forderungen nehmen Bezug auf die „Grundsätze europä-

ischer Aussenpolitik“, welche kraft Art. 21 EUV und Art. 205 und Art. 207

Abs. 1 AEUV in Zukunft ohnehin verstärkt in die Ausgestaltung der Aussen-

wirtschaftspolitik einfliessen sollen.” Ähnliche Erwägungen finden sich in

den Beratungen des Parlaments zum Freihandelsabkommen mit Südkorea —

dem ersten Freihandelsabkommen, das wesentlich im Einklang mit den Zie-

len und Grundsätzen der Mitteilung der Kommission über „ein wettbewerbs-

fähiges Europa in einer globalen Welt“ vom 4. Oktober 2006 ausgehandelt

wurde und - ebenfalls als erstes Freihandelsabkommen — der Zustimmung

durch das Parlament bedurfte.” Das Parlament stimmte dem Abkommen am

17. Februar 2011 formell zu.°!
Die Kommission und der Rat werden in Zukunft mit einem aktiven und engagierten
Parlament zu rechnen haben. Die Parlamentarisierung erhöht die Legitimation der

europäischen Aussenwirtschaftspolitik. Gleichzeitig wird die gemeinsame Handels-
politik — bis anhin vorwiegend eine Domäne der Handelsdiplomatie und interessier-
ter Wirtschaftskreise — stärker politisiert. Die Kommission ist gut beraten, das Par-

lament bzw. dessen Ausschuss für internationalen Handel frühzeitig und umfassend

in die Verhandlungen einzubinden. Für weitere Stakeholders wird es zur Selbstver-

ständlichkeit gehören, mittels diplomatischer Vertreter, privater Lobbyisten und

Nichtregierungsorganisationen auf das Parlament bzw. seine Abgeordneten Einfluss

zu nehmen und den Gang der Verhandlungen zum eigenen Vorteil zu beeinflussen zu

versuchen.”

D. Autonome Handelspolitik

Art. 207 Abs. 2 AEUV formuliert die Zuständigkeit und das Verfahren für den Erlass

von autonomen Massnahmen, mit denen der Rahmenfür die Umsetzung der gemein-

 

7 Ibid., Rz. 18.
ss Entschliessung des Parlaments vom 24. April 2008, Auf dem Weg zu einer Reform der

Welthandelsorganisation, P6_TA(2008)0180, Rz. 4, 10.
u 8.0. B.l.
6 Mitteilung der Kommission vom 4. Oktober 2006, Ein wettbewerbsfähiges Europa in

einer globalen Welt, KOM(2006)567; spezifisch zum Freihandelsabkommen mit Südko-
rea Entschliessung des Parlaments vom 13. Dezember 2007 über Handels- und Wirt-
schaftsbeziehungen mit Korea, IN/2007/2186.
Legislative Entschliessung des Europäischen Parlaments vom 17. Februar 2011 zu dem
Entwurf eines Beschlusses des Rates über den Abschluss des Freihandelsabkommens
zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik
Korea andererseits, 08505/2010 — C7-0320/2010 — 2010/0075(NLE). Das Abkommen
tritt am 1. Juli 2011 in Kraft.
Ähnlich Integrationsbüro EDA/EVD, Hintergrundinformationen zum Lissabon-Vertrag
(Völkerrechtstag 2019 vom 17. September 2010), 3.
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samen Handelspolitik bestimmt wird. Diese Bestimmung verweist dafür auf das or-

dentliche Gesetzgebungsverfahren, welches in Art. 289 Abs. 1 i.V.m. Art. 294

AEUV umfassend geregelt wird.

I. Ordentliches Gesetzgebungsverfahren

Gemäss Art. 207 Abs. 2 AEUV werden autonome Massnahmen in der Form von

Verordnungen erlassen. Verordnungen haben gemäss Art. 288 AEUV allgemeine

Geltung. Sie sind in allen ihren Teilen verbindlich und gelten unmittelbar in allen

Mitgliedstaaten. Gemässständiger Rechtsprechungdes Gerichtshofs ist es grundsätz-

lich nicht zulässig, sie (bzw. ihre justiziablen Bestimmungen) ins nationale Recht

umzusetzen.” Demgegenüberäusserte sich Art. 133 EGV bis anhin nicht zur Rechts-

form der Erlasse, mit denen autonome Massnahmen erlassen wurden; allerdings

wurden gestützt auf Art. 133 Abs. 2 EGV auch vor Inkrafttreten des Lissabonver-

trags praktisch nur Verordnungen erlassen (und völkerrechtliche Abkommen abge-

schlossen).°' Der Erlass der Verordnungen erfolgt gemäss Art. 207 Abs. 2 AEUV

neu im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren gemäss Art. 289 Abs. 1 i.V.m. Art.

294 AEUV. Durch die Anwendung des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens, wel-

ches dem bisherigen Mitentscheidungsverfahren entspricht, wird die Stellung des

europäischen Parlaments wesentlich gestärkt.

Art. 207 Abs. 2 AEUV erwähnt nur Massnahmen, mit denen der „Rahmen für die

Umsetzung der gemeinsamen Handelspolitik“ bestimmt wird. Damit sind allein

Grundverordnungen angesprochen, welche in generell-abstrakter Form die Mass-

stäbe festlegen, anhand derer handelspolitische Massnahmen im Einzelfall ergriffen

werden können. Art. 207 Abs. 2 AEUV stellt keine Kompetenzgrundlage für den

Erlass bzw. die Änderung einzelfallbezogener, d.h. individuell-konkret wirkender

Massnahmen dar.Zentrale Beispiele solcher Grundverordnungenstellen die Ver-

ordnungen 1225/2009 und 597/2009 dar, welche allgemeine Regelungen über die

Erhebung von Anti-Dumping-Zöllen bzw. Ausgleichsmassnahmenenthalten, sowie

die Handelshemmnisverordnung 3286/94 („Trade Barriers Regulation“).Diese

Verordnungen ermächtigen zum Erlass von Durchführungsrechtsakten, welche so-

dann einzelfallbezogen wirken, und bestimmen die dabei einschlägigen Zuständig-

keiten und Verfahren. Die eigentliche Durchführung der gemeinsamen Handelspoli-

tik ist entsprechend „sekundärrechtsabhängig‘“.°” Handelspolitische Grundverord-

nungen ermächtigen zudem häufig die Kommission zum Erlass von Durchführungs-
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Grundlegend EuGH,Rs. 34/73, Yariola, Sig. 1973, 981, Rz. 7 ff.

Streinz/Ohler/Herrmann (Fn. 2), 152.

Hobe (Fn. 34), $ 26 Rz. 8; Hummer (Fn. 13), Art. 11-315 Rz. 13; Khan (Fn. 10),

Art.207 Rz. 19; Krenzler/Pitschas (Fn. 2), 811; Monar (Fn. 2), 110;

Streinz/Ohler/Herrmann (Fn. 2), 152; Tietje (Fn. 13), 12; vgl. zur rechtlichen Qualifika-
tion von handelspolitischen Massnahmen (noch zur Rechtslage unter dem EWGV bzw.

EGV) EuGH,Rs. 8/73, Massey-Ferguson, Sig. 1973, 897, Rz. 3 ff.,; EuGH, Rs, C-76/01,

Eurocoton, Sig. 2003, 1-10091, Rz. 69ff.

Siehe zu diesen Verordnungen oben Fn. 33.
Streinz/Ohler/Herrmann (Fn. 2), 152.
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regelungen ohne Gesetzescharakter mit allgemeiner Geltung gemäss Art. 290 AEUV

(„handelspolitisches Tertiärrecht“).°®

Darüber hinaus enthält der AEUV weitere Einzelermächtigungen zum Erlass von

autonomen Massnahmen, welche aussenwirtschaftliche Relevanz entfalten und damit

enge Berührungspunkte zur gemeinsamen Handelspolitik aufweisen. Dies gilt etwa

in Bezug auf Art. 31 AEUV für die Festlegung der Sätze des Gemeinsamen Zolltarifs

(GZT).°” Interessanterweise bleibt der Rat für die autonome Änderung des Gemein-

samen Zolitarifs gestützt auf Art. 31 AEUV (auf Vorschlag der Kommission) alleine

zuständig; das Parlament verfügt diesbezüglich über kein Mitspracherecht. Mass-

nahmen zur Regelung des Agrarhandels mit Drittstaaten finden ihre Rechtsgrundla-

gen in Art. 43 AEUV.”

U. Insbesondere: Beteiligung des Europäischen Parlaments

Die Einführung des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens für den Erlass von auto-

nomen Massnahmen zur Umsetzung der gemeinsamen Handelspolitik bedeutet einen

Quantensprung. Damit wird das seit 1957 unverändert geltende Primat des Rates

bei der Ausgestaltung der autonomen Handelspolitik — endlich — durchbrochen. Wäh-
rend das Parlament bis anhin bloss informell angehört wurde, mutiert es mit dem

Inkrafttreten des Lissabonvertrags zum gleichberechtigten co-legislator."' Es verfügt

neu über weitreichende Mitwirkungsrechte. Gemäss Art. 289 Abs. 1 i.V.m. 294

AEUV entscheiden Rat und Parlament im Rahmen des ordentlichen Gesetzgebungs-

verfahrens gemeinsam über den Erlass von Rechtsakten. Das Vorschlagsrecht liegt

weiterhin bei der Kommission. Sodann befassen sich Rat und Parlament in maximal

drei Lesungen und einem Vermittlungsverfahren mit dem Gesetzesvorhaben. Beiden
Organen steht ein Vetorecht zu. Beide Organe können im Vergleich zum Kommissi-

onsvorschlag Änderungen einbringen; diesfalls bedarf es je nach Zustimmung der
Kommission in der ersten und zweiten Lesung allerdings eines einstimmigen Be-

schlusses des Rates. Damit stärkt die Neuregelung von Art. 207 Abs. 2 AEUV die

Beteiligung des Parlaments erheblich. Analog zur Mitwirkung des Parlaments beim

Abschluss von Handelsabkommengestützt auf Art. 207 Abs. 3 1.V.m. Art. 218 Abs.

6 AEUV gewinnt dadurch auch die autonome Aussenwirtschaftspolitik der Union an

demokratischer Legitimation.’

 

68 Oppermann/Classen/Nettesheim (Fn. 7), & 40 Rz. 27; Streinz/Ohler/Herrmann (Fn. 2),
152.
Zur Abgrenzung von Zolltarifmassnahmen gestützt auf Art. 31 AEUV und Massnahmen
im Bereich der gemeinsamen Handelspolitik Christoph Herrmann, in: Eberhard Gra-
bitz/Meinhard Hilf/Martin Nettesheim (Hrsg.), Das Recht der Europäischen Union,
Kommentar, Stand September 2010, Art. 31 Rz. 9.

Zum Verhältnis der Bestimmungen über die gemeinsame Agrarpolitik (Art. 38 ff.
AEUV) und derjenigen über die gemeinsame Handelspolitik Vedder/Lorenzmeier

(Fn. 24), Art. 133 Rz. 34.
Siehe zur Aufwertung des Parlaments im Rahmen von Art. 207 Abs. 2 AEUV etwa Ho-
be (Fn. 34), $ 26 Rz. 9; Khan (Fn. 10), Art. 207 Rz. 20; Krenzler/Pitschas (Fn. 2), 811;

n Koma (Fn. 2), 110; Streinz/Ohler/Herrmann (Fn. 2), 152 f.; Tietje (Fn. 13), 12.
.0.CH. \
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Gleichzeitig findet - wiederum analog zur neuen Rechtslage beim Abschluss von

Handelsabkommen — wohl auch im Rahmen der autonomen Handelspolitik eine

stärkere Politisierung des bis anhin einer breiteren Öffentlichkeit wenig zugängli-

chen Aussenwirtschaftsrechts statt. Es bleibt abzuwarten, in welcher Form sich die

Beteiligung des Parlamentsinhaltlich auf die Ausgestaltung der autonomen Handels-

politik auswirken wird. Während die zentralen Grundverordnungen über die Erhe-

bung von Anti-Dumping-Zöllen und Ausgleichsmassnahmen im Jahr 2009 neu kodi-

fiziert wurden und sich diesbezüglich zurzeit keine nennenswerten Änderungen auf-

drängen,scheint nicht unwahrscheinlich, dass das Parlamenteine tendenziell protek-

tionistischere Haltung einnehmen wird als der Rat und die Kommission.’ Im Rah-

men der Zustimmung zum Freihandelsabkommen mit Südkorea hat das Parlament

zum ersten Mal an der Ausgestaltung der unionsinternen Massnahmen zur Umset-

zung eines Freihandelsabkommensgestützt auf Art. 207 Abs. 2 AEUV mitgewirkt.’*

Am 17. Februar 2011 hat das Parlament der Verordnung zur Umsetzung der bilatera-

len Schutzklausel des Abkommens zugestimmt, nachdem es gegenüber dem Rat(vor

allem mit Blick auf die europäische Automobilindustrie) erfolgreich darauf beharrt

hatte, dass die Hürden für die Anwendung der Schutzklausel relativ niedrig angesetzt

werden.”

Die Parlamentarisierung im Bereich der autonomen Handelspolitik führt gleichzeitig

zu einer Schwächung der Kommission.’° Ihr verbleibt gemäss Art. 294 Abs. 2

AEUV zwar naturgemäss das Initiativmonopol. Bei der Formulierung eines Verord-

nungsentwurfs muss die Kommission neu aber selbstredend die Beteiligung des Par-

laments mitbedenken. Zudem können der Rat und das Parlament während der Bera-

tungen gemeinsam von einem ursprünglichen Vorschlag der Kommission — auch

gegen deren Einverständnis — abweichen. Dafür genügt im Rat gemäss Art. 293 Abs.

1 i.V.m. Art. 294 Abs. 10 und 13 AEUV die qualifizierte Mehrheit, sofern sich der

Rat und das Parlament im Vermittlungsausschuss bzw. in der dritten Lesung auf ei-

nen geänderten Verordnungstexteinigen.

E. Epilog

Der Vertrag von Nizza von 2001 regelte die aussenwirtschaftsrechtlichen Zuständig-

keiten und Verfahren im Bereich der gemeinsamen Handelspolitik nur in unzurei-

chender Weise. Die bei den Mitgliedstaaten verbliebenen Kompetenzen erschwerten

den zügigen Abschluss neuer Abkommen. Das europäische Parlament verfügte über

keine Mitwirkungsrechte. Sein Einfluss beruhte auf unverbindlichen interinstitutio-

 

7 Streinz/Ohler/Herrmann (Fn. 2), 153; vgl. auch Oppermann/Classen/Nettesheim (Fn. 7),

$ 40 Rz. 21, wonach die grosse Mehrzahl der EU-Parlamentsabgeordneten gemäss einer

Untersuchung des Forschungsinstituts Timbro von 2004 stark protektionistisch einge-

stellt sind.

Siehe zur Zustimmung des Parlaments zu diesem Abkommen oben Fn. 61.

Legislative Entschliessung des Europäischen Parlaments vom 17. Februar 2011 zu dem

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Umset-

zung der bilateralen Schutzklausel des Freihandelsabkommens zwischen der EU und Ko-

rea, KOM(2010)0049 — C7-0025/2010 — 2010/0032(COD).
Hobe(Fn.34), $ 26 Rz.9; Streinz/Ohler/Herrmann (Fn. 2), 153.
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nellen Vereinbarungen und beschränkte sich auf informelle Kontakte. Der Lissabon-

vertrag bringt diesbezüglich substantielle Fortschritte. Er baut im Wesentlichen auf

den Vorarbeiten des gescheiterten Verfassungsvertrags auf. Neu umfasst die gemein-

same Handelspolitik in umfassender Weise den Handel mit Waren und Dienstleis-

tungen, die Handelsaspekte des geistigen Eigentums sowie ausländische Direkt-
investitionen. Der AEUV bestimmt ausdrücklich, dass die gemeinsame Handelspoli-

tik in die ausschliessliche Zuständigkeit der Union fällt. Die bis anhin geltende ge-

mischte Zuständigkeit und Verantwortung entfällt. Die in bi- und multilateralen
Handelsabkommen üblicherweise verhandelten Bereiche fallen damit — von einigen

wenigen Ausnahmen (z.B. Verkehrsdienstleistungen) abgesehen — nunmehr in die

ausschliessliche Zuständigkeit der Union, Ebenso bricht der AEUV mit der weithe-

rum als unbefriedigend betrachteten „Allein-Doppelherrschaft“ der Kommission und
des Rates in der gemeinsamen Handelspolitik. Das Parlament wird zum gleichbe-

rechtigten co-legislator beim Abschluss von Handelsabkommen und beim Erlass

unionsinterner Regelungen. Damit trägt die neue Rechtslage der Forderung nach de-

mokratischer Legitimation und Transparenz im Bereich der gemeinsamen Handels-

politik Rechnung. Es ist zu erwarten, dass sich das Parlament aktiv und selbstbe-
wusst an der Gestaltung der Aussenwirtschaftspolitik beteiligen wird.

Die gemeinsame Handelspolitik wird stärker als bis anhin in das auswärtige Handeln

der Union integriert. Gemäss ausdrücklicher vertraglicher Verpflichtung hat ihre

Ausgestaltung im Einklang mit den allgemeinen Grundsätzen europäischer Aussen-

politik -— Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte, Menschenwürde, Gleich-
heit, Solidarität sowie die Grundsätze der UNO-Charta und des Völkerrechts — zu

erfolgen. Bis zu einem gewissen Grad wird damit die geltende Praxis kodifiziert.

Gleichzeitig besteht die Gefahr, dass vor allem die starke Stellung der Gemeinsamen

Vertreterin für die GASP die Eigenständigkeit der Aussenwirzschaftspolitik gefähr-

det und die „vergemeinschaftete“, d.h. von überstaatlichen Kompetenzen und Ver-

fahren geprägte Handelspolitik von der weitgehend intergouvernemental ausgestalte-
ten GASP überlagert wird. Eine systematische (Ver-) Politisierung und Instrumenta-

lisierung der gemeinsamen Handelspolitik für die Zwecke der GASPist kaum erstre-
benswert.

Die Neugestaltung der Bestimmungen zur gemeinsamen Handelspolitik stärkt die

Handlungsfähigkeit der Union und ihre Rolle als gewichtiger und einflussreicher

(Verhandlungs-) Partner auf dem internationalen Parkett der Handelsdiplomatie. Ihr

potentieller Einfluss und die Effektivität ihres Handelnssteigen. Es bleibt vorderhand

offen, in welcher Form die Union von den ihr neu zukommenden Kompetenzen und

Verantwortungen Gebrauch machen wird. Am 17. Februar 2011 hat das Parlament
formell dem Abschluss des Freihandelsabkommens mit Südkorea zugestimmt — das

erste Freihandelsabkommen, welches seit der Neufassung der Unionsverträge ausge-

handelt wurde. Mit diversen Drittstaaten verhandelt die Kommission zurzeit über den

Abschluss weiterer Freihandelsabkommen.’”’ Im Zentrum der multilateralen Gesprä-
che steht die Weiterentwicklung des WTO-Rechts im Rahmen der laufenden Doha

Runde. Die Unionist gut gerüstet, diese Lackmustests erfolgreich zu bestehen.

 

” Siehe zum Stand der Verhandlungen etwa Handel, Wachstum und Weltgeschehen: Han-
delspolitik als Kernbestandteil der EU-Strategie Europa 2020, hrsg. von der Europäi-
schen Kommission, KOM{2010)612, 20.
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